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Beitragsfunktionen:

BODENREFORM-AFFÄRE: Anwalt legt „Skandalchronik“ vor

Erneute Vorwürfe gegen Landesbehörden und Justiz / Ministerium: Alles „nicht neu“




Thorsten Purps

BERLIN - Mit der Landtagswahl in Brandenburg in vier Wochen, versichert Thorsten Purps, habe das Erscheinen seines neuen Buch nichts zu tun. Purps sagt, ihm gehe es vielmehr um eine „Offensive“, um die Erben von Bodenreform-Grundstücken ausfindig zu machen. Weder der Untersuchungsausschuss im Brandenburger Landtag noch die Staatsanwaltschaft seien „den Dingen wirklich auf den Grund“ gegangen. 

Der Potsdamer Rechtsanwalt und Experte für Erbrecht präsentierte gestern neben seinem Buch („Vom Staat enterbt“, Untertitel: „Die Bodenreformaffäre – eine Skandalchronik aus dem Land Brandenburg“) eine ganze Palette an Vorwürfen gegen Landesbehörden in Brandenburg und die Justiz. Dazu lud er nach Berlin in eine Leselounge eines Restaurants am Brandenburger Tor ein. Sein Hauptvorhalt: Das Land Brandenburg würde entgegen aller Verlautbarungen nicht ernsthaft nach den rechtmäßigen Besitzern und Erben von rund 10 000 herrenlosen Grundstücken suchen und die Justiz würde die Aufklärung blockieren, weil sie keine Ermittlungen einleite. Das aber hatten Purps und die von ihm beratene Arbeitsgemeinschaft für Recht und Eigentum (ARE) bereits des Öftern schon kritisiert. 

Die Affäre in Brandenburg war ins Rollen gekommen, nachdem im Dezember 2007 der Bundesgerichtshof urteilte, dass die bisherige Praxis Brandenburgs „sittenwidrig“ gewesen sei. Das Land hatte sich in rund 10 000 Fällen selbst zum rechtlichen Vertreter für vermeintlich unauffindbare Erben von Bodenreformgrundstücken berufen lassen, ohne gründlich nach Erben gesucht zu haben. Ein Untersuchungsausschuss im Landtag war unter anderem zu der Auffassung gelangt, die damaligen Landesregierungen hätten „die politische Brisanz“ verkannt und hätten viel zu spät mit der Recherche nach den Eigentümern begonnen. 

Anwalt Purps monierte, dass die handelnden Akteure nie zur Verantwortung gezogen wurden. Allerdings sind die meisten dieser von Purps gemeinten Akteure inzwischen nicht mehr im Amt oder im Ruhestand. Erneut forderte er, dass das Land alle Daten über die Grundstücke herausgeben soll, um diese Listen im Internet zu veröffentlichen. Diese professionelle Suche solle über den „Bundesanzeiger“ erfolgen. So könnte leichter nach den Erben gesucht werden. Viele Menschen in Westdeutschland wüssten gar nicht, dass ihnen Grundstücke in Brandenburg gehörten, begründete Purps und kündigte an, rechtliche Schritte einzuleiten, falls das Land nicht kooperiert. 

Das Finanzministerium lehnte die Forderung ab. Dafür gebe es keinen berechtigten Anspruch, erklärte gestern Sprecher Ingo Decker. Alle Fälle, in denen sich kein Eigentümer finden lasse, würden an Nachlassgerichte gegeben. „Die entscheiden unabhängig, was mit den Grundstücken passiert.“ Dies sei bereits in 626 Fällen passiert. „Das werden wir Zug um Zug mit allen Grundstücken tun, bei denen sich keine Erben finden lassen.“ Dieser Weg sei rechtlich sauber. Die Vorwürfe des Anwalts seien im übrigen „nicht neu“ und nur „kalter Kaffee reloaded“. 

Auch die oppositionelle Linke sieht in den Vorhaltungen nichts Neues. „Dennoch gehen wir leider davon aus, dass auch der erneute Anlauf eines engagierten Rechtsanwaltes hier zu keinen weiteren Ermittlungen führen wird“, sagte gestern der Abgeordnete Christian Görke. (Von Igor Göldner) 

Die Affäre: 
Das Land Brandenburg hat bis zum Ablauf einer Verjährungsfrist am 2. Oktober 2000 in rund 10 000 Fällen Bodenreformland an sich selbst übertragen, weil für die Flächen keine Erben gefunden worden waren. 

Der Bundesgerichtshof (BGH) bezeichnete diese Praxis im Dezember 2007 als sittenwidrig und nichtig. 
Der Landtag setzte daraufhin im Februar 2008 auf Antrag der oppositionellen Linken einen Untersuchungsausschuss ein. Der zog im März 2009 einen Schlussstrich unter die Affäre. Im Abschlussbericht wird schwere Kritik am Agieren der jeweiligen Landesregierungen geübt, die die politische Brisanz verkannt hätten.
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